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428 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 1. Juni
1973, mit der die Verordnung über den Er-
satz der Lehrabschlußprüfung und der Lehr-
zeit auf Grund schulmäßiger Ausbildung ge-

ändert wird

Auf Grund des § 28 des Berufsausbildungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 142/1969, wird im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Unterricht
und Kunst, hinsichtlich der land- und forst-
wirtschaftlichen Schulen jedoch im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft, verordnet:

Die Verordnung über den Ersatz der Lehr-
abschlußprüfung und der Lehrzeit auf Grund
schulmäßiger Ausbildung, BGBl. Nr. 142/1970,
wird wie folgt geändert:

Artikel I

§ 4 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Bei der Feststellung des erfolgreichen

Besuches einer höheren Schule oder einer Klasse
einer solchen Schule hat eine allfällige negative
Beurteilung in den Unterrichtsgegenständen
Griechisch, Latein, in den relativen Pflichtgegen-
ständen und den Freigegenständen sowie in dem
Unterrichtsgegenstand Lebende Fremdsprache,
soweit in der Berufsschule kein Unterricht in
dieser lebenden Fremdsprache erfolgt, außer Be-
tracht zu bleiben.

Artikel II

1. In der Anlage I, Abschnitt A, Rubrik 2,
ist hinsichtlich der Glasfachschule, Fachrichtung
Flachglas, nach dem Wort „Flachglasschleifer"
das Wort „Glaser" einzufügen.

2. In der Anlage I, Abschnitt A, Rubrik 1,
hat die Zitierung des für die Handelsschule (ein-
schließlich der Handelsschule für Berufstätige)

geltenden Lehrplanes zu lauten: „Lehrplan BGBl.
Nr. 143/1963, auch in der Fassung BGBl. Nr.
228/1966, BGBl. Nr. 182/1969, BGBl. Nr. 212/
1971 und BGBl. Nr. 351/1971".

3. In der Anlage I, Abschnitt B, Rubrik 1,
ist der Zitierung des für die Höhere Technische
Lehranstalt für Berufstätige geltenden Lehr-
planes anzufügen: „und BGBl. Nr. 156/1970".

4. In der Anlage I, Abschnitt B, Rubrik 1,
ist der Zitierung des für die Höhere Lehranstalt
für Flugtechnik geltenden Lehrplanes anzufügen:
„und BGBl. Nr. 156/1970".

5. In der Anlage I, Abschnitt B, Rubrik 1,
hat die Zitierung des für die Höhere Lehranstalt
für Fremdenverkehrsberufe geltenden Lehrplanes
zu lauten: „Lehrplan BGBl. Nr. 97/1965, auch
in der Fassung BGBl. Nr. 26/1967, BGBl. Nr. 183/
1969 und BGBl. Nr. 156/1970".

6. In der Anlage I, Abschnitt B, Rubrik 1,
hat die Zitierung des für die Handelsakademie
(einschließlich der Handelsakademien für Berufs-
tätige, des Abiturientenlehrganges an Handels-
akademien und des Abiturientenlehrganges für
Berufstätige an Handelsakademien) geltenden
Lehrplanes zu lauten: „Lehrplan BGBl. Nr. 143/
1963, auch in der Fassung BGBl. Nr. 228/1966,
BGBl. Nr. 182/1969 und BGBl. Nr. 212/1971
und BGBl. Nr. 351/1971".

Artikel III

14 203
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Artikel IV
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Staribacher
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429 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 6. Au-
gust 1973 über die Verwendung des Zeichens
„Produktdeklaration" für elektrische Kühl-

schränke

Auf Grund des § 32 Abs. 4 des Bundesgesetzes
vom 26. September 1923, BGBl. Nr. 531, gegen
den unlauteren Wettbewerb in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 74/1971 wird verord-
net:

§ 1. Das in Anlage 1 zur Verordnung BGBl.
Nr. 54/1972 abgebildete Zeichen („pd-Zeichen")
darf im geschäftlichen Verkehr für elektrische
Kühlschränke nur dann verwendet werden, wenn
es die im § 2 vorgesehenen Angaben in der im
§ 3 der Verordnung BGBl. Nr. 54/1972 vorge-
sehenen Form enthält.

§ 2. (1) Im Fall der Verwendung des pd-
Zeichens im geschäftlichen Verkehr sind die in
der Anlage dieser Verordnung vorgesehenen
Kennzeichnungselemente und die diesen ent-
sprechenden Angaben in unveränderter Reihen-
folge anzugeben.

(2) Kennzeichnungselemente des Abschnittes I
lit. e sublit. dd und ee der Anlage dieser Ver-
ordnung und die diesen entsprechenden Angaben
sind nur so weit anzuführen, als sie für das
jeweilige Gerät zutreffen.

(3) Die Anführung des Kennzeichnungsele-
mentes des Abschnittes III Z. 1 lit. a („Kühl-
leistung") der Anlage dieser Verordnung und der
diesem entsprechenden Angaben steht frei.

§ 3. Für die Einhaltung dieser Verordnung ist
der Deklarierende verantwortlich.

Staribacher

Anlage



2080 97. Stück — Ausgegeben am 28. August 1973 — Nr. 430

430 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom
6. August 1973 über die Verwendung des
Zeichens „Produktdeklaration" für elek-
trische Tiefkühl- und Gefriergeräte für den

Haushalt
Auf Grund des § 32 Abs. 4 des Bundesgesetzes

vom 26. September 1923, BGBl. Nr. 531, gegen
den unlauteren Wettbewerb in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 74/1971 wird ver-
ordnet:

§ 1. (1) Das in der Anlage 1 zur Verordnung
BGBl. Nr. 54/1972 abgebildete Zeichen („pd-
Zeichen") darf im geschäftlichen Verkehr für
elektrische Tiefkühlgeräte für den Haushalt und
elektrische Gefriergeräte für den Haushalt nur
dann verwendet werden, wenn es die im § 2
vorgesehenen Angaben in der im § 3 der Ver-
ordnung BGBl. Nr. 54/1972 vorgesehenen Form
enthält. Soweit solche Geräte mit einem elek-
trischen Kühlschrank untrennbar verbunden
sind, ist die Verwendung des pd-Zeichens jedoch
nur dann zulässig, wenn auch für den elek-
trischen Kühlschrank ein pd-Zeichen nach der
Verordnung BGBl. Nr. 429/1973 verwendet
wird.

(2) Elektrische Tiefkühlgeräte für den Haus-
halt sind Geräte, die hinsichtlich ihrer Größe
und Ausrüstung auf die Verwendung im Haus-

halt abgestimmt, mit einer energieaufnehmenden
Einrichtung zur Kälteerzeugung ausgerüstet
sind, keine Wasserkühlung benötigen und mit
einem oder mehreren zur Aufbewahrung ge-
frorener Lebensmittel geeigneten Fächern aus-
gestattet sind, deren Temperatur — 18° C be-
trägt oder darunter liegt.

(3) Elektrische Gefriergeräte für den Haushalt
sind Geräte, die dem Abs. 2 entsprechen und
zusätzlich geeignet sind, Lebensmittel zu ge-
frieren.

§ 2. (1) Im Fall der Verwendung des pd-
Zeichens im geschäftlichen Verkehr sind die in
der Anlage 1 dieser Verordnung vorgesehenen
Kennzeichnungselemente und die diesen ent-
sprechenden Angaben in unveränderter Reihen-
folge unter Berücksichtigung des in der An-
lage 2 dieser Verordnung vorgesehenen Meß-
verfahrens anzugeben.

(2) Kennzeichnungselemente des Abschnittes I
lit. e sublit, bb, dd, ff, hh und des Abschnittes III
Z. 1 lit. a sowie der Z. 3 lit. d und e der An-
lage 1 dieser Verordnung und die diesen ent-
sprechenden Angaben sind nur soweit anzu-
führen, als sie für das jeweilige Gerät zutreffen.

§ 3. Für die Einhaltung dieser Verordnung ist
der Deklarierende verantwortlich.

Staribacher
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Anlage 1
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Anlage 2

I. Meßverfahren und zulässige Meßunsicher-
heiten

1. Temperaturen:

a) M e ß g e r ä t e :

Es sind Meßgeräte mit einer Fehlergrenze von
± 0'3° C, welche mittels geeichter Temperatur-

Meßgeräte (Thermometer) kalibriert wurden, zu
verwenden. Der Temperaturverlauf soll durch
kalibrierte Schreibgeräte aufgezeichnet werden.

b) U m g e b u n g s t e m p e r a t u r :
Die Umgebungstemperatur ist das arith-

metische Mittel dreier Messungen in 250 mm
Abstand von den geometrischen Mittelpunkten
der beiden Seitenwände und der Vorderfront
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des Gerätes. Die Meßsonde besteht aus einer
Masse von 25 g verzinntem Kupfer und ist als
Zylinder mit möglichst kleiner Oberfläche
(Durchmesser = Höhe 15'2 mm) ausgebildet.
Der temperaturempfindliche Teil liegt ungefähr
im geometrischen Mittelpunkt des Zylinders.

2. Zeiten:

Die Einschalt- und Stillstandszeiten werden
auf mindestens 30 Sekunden genau festgestellt
und registriert.

3. Spannung und Frequenz:

Bei der Prüfung der Geräte dürfen die
Betriebsspannungen und die Frequenz gegen-
über den angegebenen Werten im Mittel über
24 Stunden um nicht mehr als ± 1% abweichen.

4. Energieaufnahme:

Zum Messen der Energieaufnahme wird der
Zählerstand des Wattstundenzählers zum jeweils
gleichen Zeitpunkt der Regelperiode in einem
zeitlichen Abstand von mindestens 18 Stunden
abgelesen. Die Ablesegenauigkeit muß
± 0`01 kWh betragen. Die Fehlergrenze des Ge-
rätes darf ± 1°/o betragen.

5. Relative Feuchte der umgebenden Luft:

Die relative Luftfeuchte wird an denselben
Stellen wie die Umgebungstemperatur bestimmt.
Sie wird z. B. mit einem Assmannschen Aspira-
tionspsychrometer gemessen, das mit geeichten
Thermometern (Fehlergrenze ± 0'1° C) aus-
gerüstet ist.

Die Messungen werden mit einer Psychro-
metertafel für ω> 2 m/s ausgewertet. Der Ver-
lauf der relativen Luftfeuchte wird an einer
Meßstelle mit einem schreibenden Hygrometer
aufgezeichnet.

6. Beharrungszustand:

Wenn der Kältesatz im Regelbetrieb arbeitet
(einschließlich automatischer Abtauperioden), ist
der Beharrungszustand erreicht, sobald die Tem-
peraturen, gemessen zu ein und demselben Zeit-
punkt der Regelperiode, innerhalb von 24 Stun-
den um nicht mehr als 0'5° C voneinander ab-
weichen. Wenn der Kältesatz im Dauerlauf
arbeitet, ist der Beharrungszustand erreicht, so-
bald sich die Temperaturen innerhalb von
18 Stunden um nicht mehr als 0'5° C ändern.

Der Beharrungszustand ist während der Mes-
sung aufrechterhalten, wenn sich die Tempe-
raturen über 18 Stunden um nicht mehr als
0-5° C ändern.

II. Anforderungen an den Prüfräum

1. Die Leistungsprüfung ist in einem Prüf-
raum vorzunehmen, dessen mittlere Temperatur
auf ± 0'5° C konstant gehalten werden kann
und dessen vertikaler Temperaturgradient nicht
größer als 2° C/m ist. Die Raumtemperatur muß
registriert werden und die relative Feuchte
zwischen 45 und 75% liegen.

2. Das Gerät darf während der Leistungs-
prüfung in dem Prüfraum weder von Luft-
strömungen mit Geschwindigkeiten über
0'25 m/s berührt noch von der Wärmestrahlung
von Heiz- oder Kühlkörpern getroffen werden.

III. Vorbereitung der kältetechnischen Prüfungen

1. Allgemeines:

a) Vor der Leistungsprüfung muß das Gerät
bei einer Raumtemperatur von 25° C ± 2° C
eine Woche lang einlaufen. Der Temperatur-
regler ist auf die kälteste Stellung einzustellen.
Das Gerät darf während dieser Zeit keine Stö-
rungen zeigen. Vor den Leistungsversuchen ist
das Gerät abzutauen und der Innenraum zu
trocknen.

b) Jedes Gerät wird auf einen Untersatz aus
Holz gestellt, dessen obere Fläche geschlossen
ist und dessen gesamte Seitenflächen offen sein
müssen, sodaß eine freie Luftumwälzung unter
dem Untersatz gegeben ist. Die obere Fläche
des Untersatzes muß 300 mm über dem Fuß-
boden des Versuchsraumes liegen und muß an
allen Seiten des Gerätes 300 bis 600 mm über-
stehen.

Die Luftumwälzung um das Gerät muß
herabgesetzt werden, indem das Gerät mit einem
Gehäuse umschlossen wird, das aus drei verti-
kalen Trennwänden aus mattschwarz gestriche-
nen Sperrholzplatten besteht, die folgender-
maßen anzubringen sind: Eine dieser Trenn-
wände wird parallel zur Rückseite des Gerätes
in der vom Hersteller angegebenen oder durch
Abstandshalter festgelegten Entfernung oder so
nahe wie möglich aufgestellt. Dieser Abstand
muß mit dem unter Umständen angegebenen
Raumbedarf des Gerätes übereinstimmen. Die
beiden anderen Trennwände sind parallel zu
den Seitenflächen des Gerätes anzuordnen. Sie
werden auf dem Untersatz in einem Abstand
von 300 mm parallel zu den Seitenwänden des
Gerätes angebracht und haben eine Tiefe von
300 mm. Die Wände müssen eine Figur
oder bilden, eben sein, keine Unter-

brechungen aufweisen, ihre Höhe muß so sein,
daß sie das Gerät um mindestens 300 mm über-
ragen. Das Gerät muß im Prüfraum genügend
weit entfernt von anderen Geräten aufgestellt
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werden, damit die Gefahr ausgeschlossen wird,
daß die Temperatur an irgendeinem Punkt von
der Umgebungstemperatur abweicht.

c) Bei Einbau-Geräten und sonstigen Sonder-
geräten ist die Prüfung entsprechend den Vor-
schriften des Herstellers, d. h. in der Gebrauchs-
lage eingebaut, durchzuführen. Bei Kombina-
tionen ist das Gerät im baulichen Zusammenhang
mit der gesamten Kombination zu prüfen.

2. Probepakete:

Zum Füllen der Geräte im Verlauf
der Leistungsprüfung werden quaderförmige
Probepakete mit folgenden Abmessungen und
Massen benutzt:

Abmessungen in mm Masse in g

25 X 50 X 100 125
50 X 100 X 100 500
50 X 100 X 200 1000

Abweichungen bei den Abmessungen um i 3 %
oder bei den Massen um ± 2% sind zulässig.

Sie bestehen aus :

a) einem Füllstoff, der auf 1000 g folgende
Anteile enthält:

230 g Oxyäthylmethylzellulose
764'2 g Wasser (die Beigabe von 4%

Wasser zwecks Kompensation der
Verdampfungsverluste während
der Anfertigung des Füllstoffes
wird empfohlen)

5 g Kochsalz
0'8 g Parachlormetakresol (der Gefrier-

punkt dieses Stoffes liegt bei
— 1°C)

(die thermischen Eigenschaften dieses Füll-
stoffes entsprechen denen von magerem
Rindfleisch);

b) einer Verpackung aus Kunststoffolie (es
empfiehlt sich die Verwendung einer Folie
aus Hochdruck-Polyäthylen, die gut
schweißbar ist, von 50 μm Dicke, zusam-
men mit einer äußeren Folie aus Poly-
terephthalat von 12,5 μm Dicke) oder
einem anderen geeigneten Material, welches
den Feuchtigkeitsaustausch mit der Um-
gebung vernachlässigbar begrenzt. Nach
dem Füllen wird die Folie verschweißt.
Die Dichte des Probepaketes muß 1 kg/dm3

betragen.

Einige der Pakete von 500 g (50 mm X
100 mm X 100 mm) werden für die Messung der
Temperaturen verwendet. Zu diesem Zweck
sind sie mit Thermoelementen versehen, die im

geometrischen Mittelpunkt des Paketes ange-
bracht sind. Diese Meßpakete werden mit „M"
bezeichnet.

IV. Prüfung der Lagertemperatur

Die Prüfung wird bei einer Umgebungs-
temperatur von 32° C durchgeführt.

1. Das leere Gerät wird unter folgenden Be-
dingungen in Betrieb gesetzt:

Wenn der Temperaturregler vom Benützer
eingestellt werden kann, wird er so einreguliert,
daß im Gerät eine Temperatur von — 18° C
oder tiefer erreicht wird.

Wenn der Temperaturregler vom Hersteller
fest eingestellt ist, wird die Prüfung im
angelieferten Zustand durchgeführt.

2. Nach etwa 24 Stunden werden die Fächer
des Nettoinhaltes mit Probepaketen (Ab-
schnitt III Z. 2 dieser Anlage), die vorher auf
eine Temperatur von ungefähr — 18° C gebracht
wurden, beladen, vorzugsweise mit den größten
Paketen.

Dabei müssen folgende Bedingungen ein-
gehalten werden:

a) Größtmögliche Füllung des Nettoinhaltes.

b) Zwischen den Säulen mit der Grundfläche
200 mm X 100 mm müssen in beiden
horizontalen Richtungen Luftspalte von
mindestens 15 mm Breite vorhanden sein.
Der Gebrauch von Verstrebungen ist unter
der- Voraussetzung erlaubt, daß diese klein
sind, niedrige Wärmeleitfähigkeit haben
und die normale Luftzirkulation nicht
wesentlich hemmen.

c) Die Pakete sind flach einzulegen und müs-
sen, wenn der Hersteller nichts Gegen-
teiliges angibt, die inneren Wände des
Gerätes berühren.

d) Der Hersteller muß im Falle der Mit-
lieferung von Körben angeben, welche
Körbe für die Prüfung verwendet werden
müssen.

e) Die Meßpakete „M" müssen so angeord-
net werden, daß die Meßpunkte 25 mm
von den nichtgekühlten Flächen, d. h. von
der Stapelgrenze entfernt sind. Kein Meß-
punkt darf gegen eine gekühlte Fläche ge-
legt werden.

f) An jeder der in Frage kommenden Flächen
werden wenigstens zwei Meßpakete an-
gebracht und zwar dort, wo die höchsten
Temperaturen erwartet werden.
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3. Die Temperaturen der Meßpakete „M"
werden registriert. Gegebenenfalls muß der
Temperaturregler, wenn er vom Benützer ver-
stellt werden kann, nachreguliert werden, sodaß
die Temperatur des wärmsten Meßpaketes
— 18° C oder etwas tiefer ist. Nach Erreichen
des Beharrungszustandes werden die mittleren
Temperaturen von jedem Meßpaket ermittelt.

V. Messung des Gefriervermögens

Die Messung wird bei einer Umgebungs-
temperatur von 25° C ausgeführt.

1. Das leere Gerät wird bis zum Erreichen des
Beharrungszustandes, wenigstens jedoch 24 Stun-
den, unter folgenden Bedingungen in Betrieb
genommen:

Das Gerät wird auf „Dauerlauf" geschaltet.
Wenn ein Dauerlaufschalter nicht vorhanden
ist, wird der Temperaturregler, wenn er vom
Benützer verstellt werden kann, auf die kälteste
Stufe eingestellt; bei fest eingestelltem Regler
wird die Messung im angelieferten Zustand
durchgeführt.

Wenn das Gerät mit einem Automaten aus-
gerüstet ist, der nach dem Einschalten so lange
Dauerlauf ergibt, bis er nach einer gewissen
einstellbaren Zeitspanne auf Regelbetrieb um-
schaltet, muß der Automat — gegebenenfalls
mehrere Male — eingeschaltet werden, bis der
Beharrungszustand erreicht ist.

2. Das Gerät wird dann mit Probepaketen
(Abschnitt III Z. 2 dieser Anlage), die vorher
auf eine Temperatur von (25 ± 1)° C gebracht
wurden, beladen. Die Menge beträgt 25 kg je
100 1 Nutzinhalt (große Last).

Die Pakete müssen möglichst gleichmäßig ver-
teilt mit ihrer Flachseite auf die gekühlten
horizontalen Flächen des Gerätes bzw. mit ihrer
Schmalseite an gekühlte senkrechte Flächen des
Gerätes (bzw. in den Kaltluftstrom) gelegt wer-
den. Wenn der Hersteller des Gerätes Anweisun-
gen für die Beschickung angibt, muß die Be-
ladung entsprechend vorgenommen werden.

Die Meßpakete müssen ebenfalls gleichmäßig
verteilt werden. Sie müssen aber so angeordnet
werden, daß die Meßfühler mindestens 50 mm
von gekühlten Flächen entfernt sind. Ihre An-
zahl beträgt 1 Meßpaket je 15 kg Beladung, je-
doch mindestens 6 Meßpakete.

Es ist darauf zu achten, daß zwischen den
Paketen und den gekühlten Flächen guter Kon-
takt besteht. Die Verwendung von Verstre-
bungen, wie in Abschnitt IV Z. 2 dieser Anlage
beschrieben, ist zugelassen.

3. Die Temperatur der Meßpakete wird lau-
fend aufgezeichnet. Dann wird die mittlere Zeit-
spanne bestimmt, die notwendig ist, bis alle
Meßpakete — 18° C erreicht haben.

4. Nach Beendigung dieser Prüfung werden
die eingefrorenen Pakete, soweit notwendig, um-
gestapelt, um den Platz für eine weitere
Gefrierprüfung (kleine Last) vorzubereiten. Das
Gerät bleibt ohne Änderung der Reglereinstel-
lung in Betrieb bis der Beharrungszustand er-
reicht ist.

5. Die Menge der kleinen Last, die dann ein-
gebracht wird, entspricht dem vom Hersteller
als tägliches Gefriervermögen auf dem Typen-
schild angegebenen Wert. Die Temperatur der
Probepakete ist wieder (25 ± 1)° C. Die Ein-
lagerung wird sinngemäß wie bei der ersten
Gefrierprüfung vorgenommen. Die Anzahl der
Meßpakete beträgt 1 Meßpaket je 3 kg Beladung,
mindestens jedoch 2 Meßpakete.

6. Sowohl die Temperatur der bereits gefro-
renen Pakete als auch die der neu eingelagerten
wird aufgezeichnet. Dann wird die mittlere Zeit-
spanne bestimmt, die notwendig ist, bis alle
Meßpakete der neuen Last —18° C erreicht
haben. Wenn diese mittlere Zeitspanne zwischen
20 und 28 Stunden liegt, wird durch proportio-
nale Umrechnung die Menge bestimmt, die in
24 Stunden gefroren wird.

Ist die bei der ersten Prüfung bestimmte mitt-
lere Zeitspanne kleiner als 20 Stunden oder
größer als 28 Stunden, oder gibt der Hersteller
kein Gefriervermögen an, so müssen weitere
Prüfungen mit geänderten Beladungen durch-
geführt werden, bis zwei Beladungen eine
Gefrierdauer erbracht haben, die jeweils zwi-
schen 20 und 28 Stunden liegt. Aus diesen
beiden Werten wird durch lineare Interpolation
das tägliche Gefriervermögen ermittelt. Es ist
dabei zu beachten, daß vor jeder Wiederholung
die kleine Last herausgenommen und der
Beharrungszustand der zuerst gefrorenen großen
Last abgewartet werden muß.

Extrapolation ist nicht erlaubt, wenn die
mittlere Temperatur der bereits gefrorenen
Meßpakete der großen Last wärmer als — 18° C
wird. In diesem Fall muß die Prüfung mit einer
kleineren Last wiederholt werden, und zwar
so, daß die mittlere Temperatur der bereits ge-
frorenen Meßpakete der großen Last dauernd
— 18° C oder kälter ist. Aus den dann erhal-
tenen zwei Meßwerten der mittleren wärmsten
Temperatur der Meßpakete der großen Last
wird in diesem Fall durch Interpolation auf
— 18° C das tägliche Gefriervermögen des Ge-
rätes ermittelt.
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4 3 1 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom
6. August 1973 über die Verwendung des
Zeichens „Produktdeklaration" für elek-

trische Bügeleisen

Auf Grund des § 32 Abs. 4 des Bundesgesetzes
vom 26. September 1923, BGBl. Nr. 531, gegen
den unlauteren Wettbewerb in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 74/1971. wird verord-
net:

§ 1. Das in Anlage 1 zur Verordnung BGBl.
Nr. 54/1972 abgebildete Zeichen („pd-Zeichen")
darf im geschäftlichen Verkehr für elektrische
Bügeleisen nur dann verwendet werden, wenn es
die im § 2 vorgesehenen Angaben in der im § 3
der Verordnung BGBl. Nr. 54/1972 vorgesehe-
nen Form enthält.

§ 2. (1) Im Fall der Verwendung des pd-Zei-
chens im geschäftlichen Verkehr sind die in der
Anlage 1 dieser Verordnung vorgesehenen Kenn-
zeichnungselemente und die diesen entsprechen-
den Angaben in unveränderter Reihenfolge unter
Berücksichtigung der in den Anlagen 2 und 3
dieser Verordnung vorgesehenen Meß- und Prüf-
verfahren anzugeben.

(2) Das Kennzeichnungselement des Abschnit-
tes III Z. 1 lit. b der Anlage 1 dieser Verord-
nung und die diesen entsprechenden Angaben
sowie die Angabe „Für Linkshänder geeignet"
beim Kennzeichnungselement des Abschnittes III
Z. 3 lit. b der Anlage 1 dieser Verordnung sind
nur so weit anzuführen, als sie für das jeweilige
Gerät zutreffen.

§ 3. Für die Einhaltung dieser Verordnung ist
der Deklarierende verantwortlich.

Staribacher

Anlage 1
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Anlage 2

VERFAHREN ZUR ERMITTLUNG DER
TEMPERATURVERTEILUNG AN DER

SOHLENFLÄCHE DES BÜGELEISENS

1. Bei Bügeleisen ohne Temperaturregler:

An der Sohlenfläche des Bügeleisens werden
vier Thermoelemente angebracht (z. B. ange-
lötet oder angepreßt), und zwar

a) 25 mm von der Spitze entfernt,

b) an der heißesten Stelle der Sohlenfläche,

c) im geometrischen Schwerpunkt der Sohlen-
fläche und

d) 35 mm vom hinteren Ende entfernt.

Die heißeste Stelle für die Anordnung des
Thermoelements wird durch folgenden Vorver-
such ermittelt:

Auf eine Holzplatte wird eine Lage Molton-
gewebe gelegt und darauf ein Stück belichtetes
und entwickeltes Pauspapier für Positiv-Pausen,
Größe etwa 150 mm X 250 mm. Das Bügeleisen
wird aufgeheizt bis im geometrischen Schwer-
punkt der Sohle 200°C erreicht sind. Dann wird
das Bügeleisen vom Netz getrennt und 30 Sekun-
den lang auf das Pauspapier gesetzt. Nach Ab-
heben des Bügeleisens läßt die Bräunung des
Papiers erkennen, welche Stellen des Bügeleisens
die höchsten Temperaturen aufweisen. Das Bügel-
eisen wird anschließend frei aufgehängt, mit
Nennspannung aufgeheizt, ausgehend von
Raumtemperatur. Zu dem Zeitpunkt, zu dem
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die Temperaturerhöhung im geometrischen
Schwerpunkt 130°C beträgt, dürfen die Tem-
peraturen der anderen Thermoelemente um nicht
mehr als 25°C von dieser Temperatur abwei-
chen.

2. Bei Bügeleisen mit Temperaturregler:

An der Sohlenfläche des Bügeleisens werden
wie in Abschnitt 1 Thermoelemente angebracht.
Zur Ermittlung der heißesten Stelle der Sohlen-
fläche nach dem Bräunungsverfahren wird im
Vorversuch das Bügeleisen dann vom Netz ge-
trennt, wenn der auf höchste Stellung eingestellte
Regler das erste Mal abschaltet. Das Bügeleisen
wird frei aufgehängt, mit Nennspannung be-
trieben, ausgehend von Raumtemperatur. Der
aufgeheizte Zustand gilt als erreicht, wenn der
Temperaturregler viermal abgeschaltet hat. Bei
den drei nächsten Regelspielen wird an jeder
Meßstelle die auftretende höchste und niedrigste
Temperatur ermittelt und daraus der arithme-
tische Mittelwert für jede Meßstelle errechnet.
Die Mitteltemperaturen der Meßstellen dürfen
um nicht mehr als 25°C von der Temperatur
der Meßstelle im geometrischen Sohlenschwer-
punkt abweichen.

Anlage 3

VERFAHREN ZUR ERMITTLUNG DER
TOLERIERBAREN TEMPERATURABWEI-

CHUNGEN BEI REGLERBÜGELEISEN

1. Sohlentemperatur

An der Sohlenfläche des Bügeleisens wird ein
Thermoelement im Schwerpunkt der Sohlen-
fläche angebracht. Das Bügeleisen wird frei auf-
gehängt und mit Nennspannung aufgeheizt, aus-
gehend von Raumtemperatur. Der aufgeheizte
Zustand gilt als erreicht, wenn der Temperatur-
regler viermal abgeschaltet hat. Bei den nächsten
drei Regelspielen wird an der Meßstelle die auf-
getretene höchste und niedrigste Temperatur er-
mittelt und daraus der arithmetische Mittelwert

errechnet. Der so erreichte Mittelwert muß
innerhalb der in der nachstehenden Tabelle ein-
getragenen Toleranzen liegen.

Die Sohlentemperatur darf durch das peri-
odische Ein- und Ausschalten des Reglers im ein-
gespielten Zustand nicht mehr als 20°C um den
Mittelwert schwanken.

2. Anheizspitze

a) Prüfung:

Die Anheizspitze darf nicht mehr als 30°C
betragen. Die Anheizspitze ist die Differenz
zwischen der nach dem ersten Abschalten ge-
messenen höchsten Temperatur und der im ein-
gespielten Zustand auftretenden höchsten Tem-
peratur. Es ist anzunehmen, daß der eingespielte
Zustand nach dem vierten Regelspiel erreicht ist.

b) Messung:

Das Bügeleisen wird frei aufgehängt und mit
Nennspannung aufgeheizt, jeweils ausgehend von
Raumtemperatur. Die Temperatur wird im geo-
metrischen Schwerpunkt der Sohlenfläche mit
einem Thermoelement gemessen. Es wird die
nach dem ersten Abschalten des Reglers auf-
tretende höchste Temperatur ermittelt. Anschlie-
ßend wird bei gleicher Reglereinstellung die im
eingespielten Zustand auftretende höchste und
niedrigste Temperatur festgestellt. Die Messung
wird bei zwei Reglereinstellungen durchgeführt.


